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Text 

Nominierungsausschuss 

§ 29. In Kreditinstituten jedweder Rechtsform, deren Bilanzsumme eine Milliarde Euro übersteigt 
oder die übertragbare Wertpapiere ausgegeben haben, die zum Handel an einem geregelten Markt gemäß 
§ 1 Z 2 des BörseG 2018 zugelassen sind, ist vom Aufsichtsrat oder dem sonst nach Gesetz oder Satzung 
zuständigen Aufsichtsorgan des Kreditinstitutes ein Nominierungsausschuss einzurichten. Bei 
Kreditgenossenschaften kann auch der nichthauptamtliche Vorstand den Nominierungsausschuss 
einrichten. Der Nominierungsausschuss hat: 

 1. Bewerber für die Besetzung frei werdender Stellen in der Geschäftsleitung zu ermitteln und dem 
Aufsichtsrat entsprechende Vorschläge zu unterbreiten; 

 2. falls für die jeweilige Rechtsform des Kreditinstitutes gesetzlich vorgesehen, den Aufsichtsrat bei 
der Erstellung von Vorschlägen an die Hauptversammlung für die Besetzung frei werdender 
Stellen im Aufsichtsrat zu unterstützen; 

 3. im Rahmen seiner Aufgaben gemäß Z 1 und 2 die Ausgewogenheit und Unterschiedlichkeit der 
Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung aller Mitglieder des betroffenen Organs zu 
berücksichtigen, eine Aufgabenbeschreibung mit Bewerberprofil zu erstellen und den mit der 
Aufgabe verbundenen Zeitaufwand anzugeben; 

 4. im Rahmen seiner Aufgaben gemäß Z 1 und 2 eine Zielquote für das unterrepräsentierte 
Geschlecht in der Geschäftsleitung und dem Aufsichtsrat festzulegen sowie eine Strategie zu 
entwickeln, um dieses Ziel zu erreichen; die Zielquote, die Strategie sowie der 
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Umsetzungsfortschritte sind gemäß Art. 435 Abs. 2 lit. c der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 zu 
veröffentlichen; 

 5. im Rahmen seiner Aufgaben gemäß Z 1 und 2 darauf zu achten, dass die Entscheidungsfindung 
der Geschäftsleitung oder des Aufsichtsrates nicht durch eine einzelne Person oder eine kleine 
Gruppe von Personen in einer den Interessen des Kreditinstitutes zuwiderlaufenden Art und 
Weise dominiert werden; 

 6. regelmäßig, jedenfalls jedoch, wenn Ereignisse die Notwendigkeit zur Neubeurteilung anzeigen, 
eine Bewertung der Struktur, Größe, Zusammensetzung und Leistung der Geschäftsleitung und 
des Aufsichtsrates durchzuführen und dem Aufsichtsrat nötigenfalls Änderungsvorschläge zu 
unterbreiten; 

 7. regelmäßig, jedoch zumindest jährlich, eine Bewertung der Kenntnisse, Fähigkeiten und 
Erfahrung sowohl der Geschäftsleiter als auch der einzelnen Mitglieder des Aufsichtsrates sowie 
des jeweiligen Organs in seiner Gesamtheit durchzuführen und diese dem Aufsichtsrat 
mitzuteilen; 

 8. den Kurs der Geschäftsleitung im Hinblick auf die Auswahl des höheren Managements zu 
überprüfen und den Aufsichtsrat bei der Erstellung von Empfehlungen an die Geschäftsleitung zu 
unterstützen. 

Bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben kann der Nominierungsausschuss auf alle Ressourcen 
zurückgreifen, die er für angemessen hält und ist hierfür durch das Kreditinstitut mit angemessenen 
Finanzmitteln auszustatten. 
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